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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wettbewerb

Im Sommer 2022 schrieben National- und Ständerat die Motion Lombardi (cvp, TI)
betreffend eine konsumentenfreundliche Preisbekanntgabeverordnung
stillschweigend ab. Der Bundesrat hatte per 1. Juli 2022 eine Verordnungsanpassung
vorgenommen, wonach in Werbemitteln neu auch mittels QR-Code auf zusätzliche
Pflichtangaben verwiesen werden darf, und deshalb die Abschreibung der Motion
beantragt. 1

MOTION
DATUM: 09.06.2022
MARCO ACKERMANN

In der Sommersession 2023 befasste sich der Nationalrat mit einer Motion von Christa
Markwalder (fdp, BE) für eine Vereinfachung der Regelung des Selbstvergleichs in der
Preisbekanntmachungsverordnung. Die FDP-Nationalrätin bemängelte im geltenden
Recht insbesondere die Komplexität der Halbierungs- und Zweimonatsregel, wenn bei
Waren der reduzierte und der eigene ursprüngliche Preis angegeben wird. Diese
Regelungen, die dem Schutz der Konsumentinnen und Konsumenten vor irreführenden
Preisen dienten, verlangen, dass Waren nur halb so lange zum reduzierten Preis
angeboten werden dürfen wie zuvor zum normalen Preis – maximal aber während zwei
Monaten. Gemäss Markwalder sei diese Regelung zeitlich überholt und führe bei den
Unternehmen und bei den Aufsichtsbehörden zu hohem bürokratischem Aufwand. Auf
Ansinnen Markwalders sollte der Bundesrat deshalb dazu angehalten werden, die
entsprechende Verordnung so anzupassen, dass der Selbstvergleich zeitlich
unbeschränkt praktiziert werden darf, sofern die Ware – vornehmlich Saisonware –
vorab während mindestens vier Wochen zum angegeben höheren Preis angeboten
worden war. Der Bundesrat sprach sich gegen Annahme der Motion aus, da er bei der
bewährten bestehenden Regel bleiben wollte, was er bereits im Bericht zum
themenähnlichen Postulat Lombardi (cvp, TI; Po. 18.3237) kundgetan hatte. Des
Weiteren sei eine mögliche Beschränkung auf Saisonware aufgrund von
Abgrenzungsproblemen nicht praktikabel. Nichtsdestoweniger erteilte der Nationalrat
mit 139 zu 42 Stimmen bei 6 Enthaltungen der Motion grünes Licht. Die Gegenstimmen
stammten dabei aus der geschlossen stimmenden SP-Fraktion sowie von einigen
Vertreterinnen und Vertretern der Mitte- und der Grünen-Fraktion. 2

MOTION
DATUM: 13.06.2023
MARCO ACKERMANN

Gesellschaftsrecht

Bei Fällen von ernsthaften Liquiditätsproblemen von Grossfirmen (wie etwa der
Swissair) hatte sich gezeigt, dass die starre Anwendung des bestehenden
Schuldbetreibungs- und Konkursgesetzes zusätzliche Probleme schafft, welche die
Betriebsweiterführung gefährden können und manchmal, nicht zuletzt zum Zweck der
Erhaltung von Arbeitsplätzen, ein staatliches Eingreifen zur Folge haben. Nationalrat
und Ständerat gaben im Berichtsjahr parlamentarischen Initiativen Strahm (sp, BE) resp.
Lombardi (cvp, TI; 03.446) Folge, welche für grosse Konzerne und andere
börsenkotierte Firmen weniger rigide Vorschriften und mehr Schutz vor Gläubigern
fordern. So könnte ihnen zum Beispiel wie in den USA erleichtert werden, neue Kredite
aufzunehmen und Sanierungsmassnahmen einzuleiten, ohne vorher die zeitaufwändige
Zustimmung sämtlicher Gläubiger einzuholen. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.06.2004
HANS HIRTER

1) BBl, 2022 858
2) AB NR, 2023, S. 1283 f.
3) AB NR, 2004, S. 1220; AB SR, 2004, S. 271 f.
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